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Einleitung

Einführung

Gegenstand der vorliegenden Arbeit ist die strafrechtliche Verantwortlichkeit
von Vorgesetzten für Taten, die aus Verbänden wie Unternehmen oder sonstigen
organisierten Strukturen heraus gegen Rechtsgüter Außenstehender begangen
werden. Auf die Erfassung solcher Kriminalität ist das deutsche Strafrecht auf-
grund seiner Konzeption als Mittel zur Bekämpfung individueller (Gewalt-)Kri-
minalität nicht ausgerichtet. Daher bereitet die strafrechtliche Erfassung von Kri-
minalität aus Verbänden erhebliche Schwierigkeiten. Denn die Strukturen des
Strafrechts1 bilden nahezu ausnahmslos die Handlungsverantwortung, nicht aber
die Entscheidungsverantwortung ab. Die strafrechtliche Verantwortlichkeit ist
damit oftmals nicht den Entscheidungsträgern in einem Unternehmen, sondern
den unmittelbar Handelnden zugewiesen, die jedoch innerhalb der Verbandshier-
archie regelmäßig nur einen niedrigen Rang bekleiden. Sie führen nur Anweisun-
gen aus und treffen nicht die Entscheidungen, die zu Rechtsgutsverletzungen füh-
ren.

Versuche der Rechtsprechung zur Erfassung von Entscheidungsverantwortung

Wenn die Strafverfolgungsorgane sich dennoch darum bemühen, nicht nur die
Handlungs-, sondern auch die Entscheidungsverantwortung strafrechtlich zu er-
fassen, werden diese Versuche rasch durch die Rechtsinstitute begrenzt, die im
deutschen Strafrecht zur Zurechnung von Erfolg und Unrecht zur Verfügung ste-
hen. Diese Problematik wird in der Praxis oft zusätzlich dadurch verschärft, dass
die moderne Wirtschaft von den Prinzipien der Dezentralisierung, der Delegation
und von möglichst flachen Hierarchien bestimmt ist.2 Auf diese Weise steht dem
unmittelbar Handelnden auf der unteren Hierarchieebene häufig nicht das Wis-
sen zur Verfügung, das er benötigen würde, um die Folgen seiner Handlungen
abzusehen; es fehlt ihm damit der Tatvorsatz. Der Vorgesetzte dagegen hat infol-
ge von Delegation der anfallenden Aufgaben regelmäßig keine Kenntnis, wie be-
stimmte Handlungen an der Basis des Unternehmens ausgeführt werden, so dass
ihm ebenfalls der Tatvorsatz fehlt. Es kommt zu der von Ulrich Beck als „orga-

A.

I.

1 Soweit im Folgenden der Begriff Strafrecht verwendet wird, ist damit grundsätzlich das Strafrecht im
weiteren Sinne, also unter Einschluss des Ordnungswidrigkeitenrechts, gemeint.

2 Vgl. Schünemann Unternehmenskriminalität, S. 30 ff.; ferner Heine Strafrechtliche Verantwortlichkeit,
S. 31 ff.; Dannecker in: FS Böttcher, S. 465; vgl. zur Dezentralisierung Kluth Soziologie der Großbetrie-
be, S. 63 f.
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nisierte Unverantwortlichkeit“3 beschriebenen Situation, die ein Auseinanderfal-
len von Verantwortung und Verantwortlichkeit und damit strafrechtliche Sankti-
onsdefizite zur Folge haben kann.4

Erweiterung der mittelbaren Täterschaft kraft Organisationsherrschaft auf
Straftaten aus Wirtschaftsunternehmen

Die Rechtsprechung hat versucht, dieser Unverantwortlichkeit durch eine exten-
sive Anwendung der im Strafgesetzbuch geregelten und von der Rechtswissen-
schaft entwickelten Rechtsinstitute der Täterschaftsdogmatik entgegenzutreten.
So wurde zur strafrechtlichen Erfassung der Personen, die tödliche Schüsse an
der Berliner Mauer im Politbüro der DDR angeordnet hatten, die mittelbare Tä-
terschaft angewandt.5 Die mittlerweile von der herrschenden Meinung6 grund-
sätzlich anerkannte Form der mittelbaren Täterschaft durch Organisationsherr-
schaft7 ist jedoch in der Lehre nach wie vor heftiger Kritik ausgesetzt:8

Der Bundesgerichtshof habe bislang noch keine klaren Kriterien entwickeln
können, um den rechtsstaatlichen Anforderungen an die Bestimmtheit im Sinne
von Art. 103 Abs. 2 GG gerecht zu werden. Zudem könne die mittelbare Täter-
schaft ohnehin lediglich die Erfassung der Entscheidungsverantwortung Vorge-
setzter leisten, die im Hinblick auf die begangenen Straftaten Untergebener zu-
mindest konkludente Anweisungen zur Tatbegehung erteilt haben. Die mittelba-
re Täterschaft kann also auch in dieser weiten Form keine umfassende Abbil-
dung der Vorgesetztenverantwortlichkeit leisten, weil sie bereits von ihrer Kon-
zeption her nicht den Vorgesetzten im Blick hat, der vorsätzlich oder gar nur
fahrlässig die Tat eines Untergebenen geschehen lässt.

Erfassung von Entscheidungs- und Aufsichtsverantwortung durch die
Geschäftsherrenhaftung

Das Geschehenlassen von Straftaten in einem Unternehmen oder Betrieb ist seit
Jahrzehnten Gegenstand der Diskussion um die sogenannte Geschäftsherren-
oder Betriebsherrenhaftung. Mit diesem Thema hat sich bereits das Reichsge-
richt9 auseinandergesetzt und den Prinzipal eines Unternehmens für die von sei-
nen Angestellten begangenen Straftaten zum Nachteil der Rechtsgüter Dritter
strafrechtlich in die Haftung genommen. Die Judikatur hat diese Anerkennung

1.

2.

3 Ulrich Beck Gegengifte – Die organisierte Unverantwortlichkeit, S. 11.
4 Vgl. Dannecker in: Amelung, Individuelle Verantwortung, S. 209, 221 f.
5 BGH, Urt. v. 26.7.1994 – 5 StR 98/94, BGHSt 40, 218 ff.
6 Vgl. nur Fischer, § 25 Rn. 11 m.w.N. auch zu abweichenden Ansichten, vgl. ferner hier S. 102 ff.
7 Grundlegend hierzu Roxin GA 1963, 193 ff.
8 Vgl. etwa Rotsch Einheitstäterschaft, S. 317 f., 380 ff.; ders. ZStW 112 (2000), 518 ff.
9 Vgl. nur RG, Urt. v. 28.3.1924 – I 818/23, RGSt 58, 130 ff. m.w.N.
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der Geschäftsherrenhaftung bis in die jüngste Vergangenheit fortgesetzt und wei-
terentwickelt.10 Jedoch fehlen auch hier in weiten Bereichen hinreichend be-
stimmte Kriterien, die dem Rechtsunterworfenen die Möglichkeit geben, sein
Verhalten so einzustellen, dass er sich nicht strafbar macht. Zudem ist die Legiti-
mationsgrundlage der Geschäftsherrenhaftung in der Literatur heftig umstritten,
so dass sich eine große Zahl sehr unterschiedlicher Begründungsansätze ent-
wickelt hat.11 Mag die Verantwortlichkeit des Geschäftsherrn also dem Grunde
nach unbestritten sein, so bietet der derzeitige Stand der Diskussion dennoch kei-
ne Möglichkeit, einen entsprechenden Tatbestand der Geschäftsherrenhaftung so
zu formulieren, dass er den Anforderungen von Art. 103 Abs. 2 GG gerecht wird.

Überforderung mit „organisierter Unverantwortlichkeit“ und fahrlässig
geduldeten Vorsatzdelikten

Die Beteiligungslehre des deutschen Strafrechts ist von ihrer Anlage her nicht ge-
eignet, der insbesondere im Wirtschaftsstrafrecht häufigen Fallkonstellationen
Herr zu werden, in denen der Vorgesetzte aus Nachlässigkeit sein Unternehmen
oder seine Abteilung in einer Weise organisiert, die Untergebene geradezu dazu
einlädt, Straftaten gegen Außenstehende zu begehen. Die Verantwortung des
Vorgesetzten, der durch fahrlässige Pflichtverletzungen die Straftat eines Unter-
gebenen fördert oder ermöglicht, ist per se nur in den Fällen strafrechtlich erfass-
bar, in denen die fahrlässige Erfolgsherbeiführung oder Tatbegehung strafbar ist.
Das ist in wichtigen Bereichen des Wirtschaftsstrafrechts, wie z.B. dem Lebens-
mittelstrafrecht, zwar der Fall, in manchen ebenso relevanten Bereichen, wie dem
Steuerstrafrecht, aber nur teilweise und in wieder anderen, wie dem Korruptions-
strafrecht, gesetzlich nicht vorgesehen.12 Das Strafrecht ist damit de lege lata
nicht in der Lage, die Entscheidungs- und Lenkungsverantwortung von Vorge-
setzten in Verbänden in einer Weise abzubilden, die einem rechtsstaatlichen
Strafrecht entspricht, also in hinreichend bestimmten Strafvorschriften und aus-
gerichtet an Strafwürdigkeit und Strafbedürftigkeit des Handelns der Entschei-
dungsträger, die mit ihren Entscheidungen Rechtsgutsverletzungen bewirken.

3.

10 Vgl. BGH, Urt. v. 17.7.2009 – 5 StR 394/08, BGHSt 54, 44 ff.; Urt. v. 20.10.2011 – 4 StR 71/11,
BGHSt 57, 42 ff.; vgl. auch Bülte NZWiSt 2012, 176 ff.

11 Zum Streitstand etwa Spring Geschäftsherrenhaftung, 2009, passim; ferner Dous Strafrechtliche Ver-
antwortlichkeit, S. 184 ff.; Beulke in: FS Geppert, S. 23 ff.; Dannecker/Dannecker JZ 2010, 981 ff.;
Selbmann HRRS 2014, 235 ff.

12 Vgl. zur Tradition der Fahrlässigkeitsstrafbarkeit im Wirtschaftsstrafrecht BGH, Urt. v. 2.8.1960 – 1
StR 229/60, BGHSt 15, 103, 104 f.; Tiedemann Wirtschaftsstrafrecht AT, Rn. 185 ff.; Dannecker/
Bülte in: Wabnitz/Janovsky 1. Kap. Rn. 109; ferner zur Problematik der Berufsfahrlässigkeit Dann-
ecker ZStW 117 (2005), 697, 728.
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Vorschriften über die Vorgesetztenverantwortlichkeit im geltenden Recht als
Lösungsmodelle

Als Lösungsweg steht daher nur die Einführung einer gesetzlichen Regelung für
die Vorgesetztenverantwortlichkeit offen. In dieser Arbeit soll ein entsprechender
Regelungsvorschlag entwickelt werden, der sich an nationalen Strafvorschriften
ebenso orientiert wie an Regelungen zur Vorgesetztenverantwortlichkeit im
Europäischen und internationalen Strafrecht.

Nationale Regelungen der Vorgesetztenverantwortlichkeit

Dabei ist es keineswegs so, dass das deutsche Strafrecht nicht bereits seit längerer
Zeit Regelungen zur Erfassung von Vorgesetztenverantwortlichkeit kennen wür-
de. So sind im Strafrecht für Amtsträger Vorschriften enthalten, die das Gesche-
henlassen von Straftaten Untergebener durch Vorgesetzte ausdrücklich unter
Strafe13 stellen. Das Wehrstrafrecht geht über diese Sanktionierung des Vorge-
setzten sogar noch hinaus und stellt auch die Verletzung der Aufsichtspflicht un-
ter Strafe, soweit diese zum Eintritt schwerwiegender Folgen geführt hat. Eine
Vorgesetztenverantwortlichkeit kennt auch das Pressestrafrecht für den verant-
wortlichen Redakteur und den Verleger im Hinblick auf Presseinhaltsdelikte, so-
weit er die Pflicht zur Freihaltung von Publikationen von strafbarem Inhalt zu-
mindest fahrlässig verletzt. Schließlich findet sich auch eine Regelung zur Sank-
tionierung von Aufsichtspflichtverletzungen im Ordnungswidrigkeitenrecht, die
eine zumindest fahrlässige Förderung von Verfehlungen aus einem Betrieb durch
deren Inhaber oder Beauftragten mit Bußgeld bedroht. Doch die genannten Vor-
schriften können nur sehr bedingt als Ausgangspunkt oder Modell für die Ent-
wicklung einer Regelung über die Vorgesetztenverantwortlichkeit angesehen
werden. Die Vorschriften des Wehrstrafrechts und des Strafrechts für Amtsträger
können ebenso wie das Pressestrafrecht nur einen schmalen Ausschnitt der Ent-
scheidungs- und Lenkungsverantwortung von Vorgesetzten in strafrechtlicher
Verantwortlichkeit abbilden. Einer Übertragung der deutlich weitergehenden
Vorschrift aus dem Ordnungswidrigkeitenrecht in das Strafrecht dürfte regelmä-
ßig der im Strafrecht allgegenwärtige14 verfassungsrechtliche Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz15 entgegenstehen.16

II.

1.

13 Zu dem auch hier verwendeten Begriff der Strafe vgl. Kaspar Verhältnismäßigkeit, S. 20 m.w.N.
14 Vgl. hierzu BVerfG, Beschl. v. 5.3.1968 – 1 BvR 579/67, BVerfGE 23, 127, 133 („übergreifende Leit-

regel allen staatlichen Handelns“); ferner Kaspar Verhältnismäßigkeit, S. 107 ff. m.w.N.
15 Zur Verhältnismäßigkeit als Prinzip mit Verfassungsrang bereits BVerfG, Beschl. v. 5.3.1968 – 1 BvR

579/67, BVerfGE 23, 127, 133; näher hierzu Kaspar Verhältnismäßigkeit, S. 100 ff.
16 Vgl. zur grundsätzlichen Geltung und Notwendigkeit der spezifischen Berücksichtigung des Verhält-

nismäßigkeitsprinzips auch Kaspar Verhältnismäßigkeit, S. 38 f.
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Doch auch wenn sich ein Transfer der jeweiligen Regelungen in das allgemei-
ne Strafrecht verbietet, beinhalten die genannten Vorschriften der unterschiedli-
chen Rechtsgebiete wichtige Elemente, die in anderer Form und Zusammenset-
zung den neu zu schaffenden Vorschriften über die Vorgesetztenverantwortlich-
keit als Basis oder Bausteine dienen könnten und gegebenenfalls dienen müssen,
wenn eine konsistente Zurechnungsstruktur angestrebt wird. Dazu bedarf es je-
doch der Lösung eines gewichtigen Problems: Alle Vorschriften über die Vorge-
setztenverantwortlichkeit im deutschen Strafrecht basieren auf formalisierten
Hierarchiestrukturen. In Militär und Staatsapparat ist dies offenkundig, auch im
Pressestrafrecht sind der verantwortliche Redakteur und der Verleger leicht zu
bestimmen. Gleiches gilt wohl auch für den Inhaber eines Betriebes, für den ins-
besondere das Ordnungswidrigkeitenrecht die Verletzung von Ge- und Verboten
sanktioniert. Im allgemeinen Strafrecht und auch im Wirtschaftsstrafrecht fehlen
oftmals solche klaren Hierarchien, teils weil sich die Organisationsstrukturen in
Verbänden nicht systematisch entwickelt und sich daher keine klare Anweisungs-
wege herausgebildet haben, teils weil die Beseitigung klarer Anweisungsstruktu-
ren in Verbänden explizit gewollt ist, um eine „organisierte Unverantwortlich-
keit“ und damit die Sanktionslosigkeit des Einzelnen hervorzurufen.

Vorgesetztenverantwortlichkeit im Europäischen Strafrecht und im
Völkerstrafrecht

Vorschlag für ein Wirtschaftsstrafgesetzbuch zum Schutz der finanziellen
Interessen der Europäischen Union (Corpus Juris 2000)

In den Vorschlägen für strafrechtliche Regelungen zum Schutz der finanziellen
Interessen der Europäischen Union,17 dem Corpus Juris aus dem Jahr 2000 (im
Folgenden Corpus Juris), sind in Art. 12 bereits Regelungen zur Sanktionierung
des Geschehenlassens von Straftaten aus Unternehmen heraus enthalten. Ent-
scheidungsträger und Amtsträger sollen nach diesen Vorschriften strafrechtlich
verantwortlich sein, wenn sie Straftaten ihrer Mitarbeiter durch die Verletzung
von Aufsichtspflichten ermöglichen oder erleichtern. Doch ist diese Regelung
noch nicht hinreichend differenziert, weil sie nicht zwischen vorsätzlichen und
fahrlässigen Pflichtverletzungen trennt. Außerdem erfasst die Vorschrift weder
die in der Praxis häufige und kriminologisch bedeutsame nachträgliche Begünsti-
gung des Täters durch Verdecken oder Belohnen der Tat noch die Ausnutzung
der Tat zu wirtschaftlichen Zwecken für das Unternehmen. Insofern bleiben
trotz des wichtigen Ansatzes und einer bemerkenswerten Regelung zur Delegati-
on erhebliche Sanktionslücken und Friktionen, wenn man die Regelungen des

2.

a)

17 Die Fassung aus dem Jahr 1997 ist veröffentlicht in Delmas-Marty Corpus Juris, 1998.
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Art. 12 Corpus Juris aus dem Blickwinkel der deutschen Strafrechtsdogmatik be-
trachtet; und diese Perspektive ist für die Schaffung einer nationalen Regelung
über die Vorgesetztenverantwortlichkeit maßgeblich und wird daher hier im Fol-
genden weitgehend zugrunde gelegt.

Superior responsibility im internationalen Völkerstrafrecht

Den entscheidenden Hinweis zur Entwicklung der in dieser Arbeit vorgestellten
Lösung für das Problem der Vorgesetztenverantwortlichkeit enthält das Völker-
strafrecht, das zur Erfassung der Entscheidungs- und Lenkungsgewalt des Vorge-
setzten in einer Vielzahl von Strafprozessen aus der Befehlsverantwortlichkeit des
kommandierenden militärischen Vorgesetzten für Straftaten seiner Untergebenen
gegen das humanitäre Völkerrecht die sogenannte superior responsibility des
Vorgesetzten im Allgemeinen herausgearbeitet hat. Diese Entwicklung, die
zwangsläufig mit der Ablösung der Verantwortlichkeit von klaren Hierarchien
verbunden war, wenn auch der nichtmilitärische Vorgesetzte außerhalb staatli-
cher Strukturen erfasst sein soll, konnte sich nur durch die Ausprägung eines fak-
tischen Vorgesetztenbegriffs auf der Grundlage der Entscheidungs- und Len-
kungsgewalt durch die sogenannte effective control vollziehen. Dieses zentrale
Element der völkerstrafrechtlichen Strafrechtsdogmatik kann sich als wichtiger
Baustein einer gesetzlichen Vorgesetztenverantwortlichkeit im zukünftigen deut-
schen Strafrecht erweisen.

Vorgesetztenverantwortlichkeit im deutschen Völkerstrafgesetzbuch

Darüber hinaus ist die Vorgesetztenverantwortlichkeit des internationalen Völ-
kerstrafrechts durch das 2002 in Kraft getretene Völkerstrafgesetzbuch (VStGB)
in deutsches Strafrecht umgesetzt worden. Der Gesetzgeber hat sich dabei der
Elemente bedient, die er im Wehrstrafrecht, im Strafrecht der Amtsträger und im
Ordnungswidrigkeitenrecht vorgefunden hat, um die zum Teil etwas fremdartige
und deutschen verfassungsrechtlichen Vorgaben nicht entsprechende superior re-
sponsibility in das deutsche Strafrechtssystem einzupassen und dabei den Vorga-
ben des Grundgesetzes an ein rechtsstaatliches Strafrecht gerecht zu werden. Die-
se Aufgabe erfüllt das Völkerstrafgesetzbuch nach der wohl einhelligen Auffas-
sung vollständig und vorbildlich,18 so dass sich Anleihen bei dieser Regelung an-
bieten.

b)

c)

18 Vgl. nur Werle/Jeßberger JZ 2002, 725, 734.
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Entwicklung eines Lösungsvorschlags für das allgemeine deutsche Strafrecht

Diese Arbeit verfolgt das Ziel, die Grundlagen der Vorgesetztenverantwortlich-
keit im internationalen Völkerstrafrecht und Völkerstrafgesetzbuch zu unter-
suchen, um so einen Weg zu finden, wie eine Übertragung der Grundstrukturen
der Vorgesetztenverantwortlichkeit aus dem Völkerstrafgesetzbuch unter Berück-
sichtigung der weiteren speziellen Regelungen der Vorgesetztenverantwortlich-
keit in das allgemeine Strafrecht de lege ferenda gelingen kann. Das Ergebnis der
Untersuchung ist ein Vorschlag für diese Vorschriften, die eine umfassende, aber
zugleich verhältnismäßige und den Vorgaben des Bestimmtheitsgebots des
Art. 103 Abs. 2 GG entsprechende Vorgesetztenverantwortlichkeit ermöglichen
sollen.19 Diese gesetzlichen Regelungen sollen als Vorschriften des Allgemeinen
Teils für den Besonderen Teil des Strafgesetzbuchs20 und anderer Strafgesetze
konzipiert werden. Das bedeutet jedoch, dass die vorliegende Arbeit nicht nur
die Zurechnungsregeln als solche entwickeln muss, sondern auch Kriterien zu er-
arbeiten hat, anhand derer bestimmt werden kann, in welchen Bereichen die Re-
gelungen zur Vorgesetztenverantwortlichkeit zur Anwendung kommen. Es sind
also Kriterien zu entwickeln, mit denen die Kriminalitätsbereiche bestimmt wer-
den können, für die eine systematische Vorgesetztenverantwortlichkeit nach den
Maßstäben einer wissenschaftlich fundierten Kriminalpolitik erforderlich ist.

Angesichts der fortschreitenden Europäisierung des Strafrechts stellt sich zu-
dem die Frage, ob der richtige Weg über einen Vorschlag für eine europäische
Regelung zur Vorgesetztenverantwortlichkeit führen müsste; zumal das Corpus
Juris einen solchen Vorschlag bereits beinhaltet. Weißer hat in ihrer Habilitati-
onsschrift21 zudem die Quintessenz einer europäischen Täterschaftslehre erarbei-
tet und festgestellt, dass „Täterschaft nicht mehr und nicht weniger [sei] als die
Verantwortlichkeit einer Person für einen strafrechtliche relevanten Geschehens-
ablauf“.22 Als Grundlage einer europäischen Täterschaft hat sie eine Zurechnung
vorgeschlagen, die auf der Tatprägung basiert. Weißer hat insofern aber auch die
Notwendigkeit eigenständiger Entwicklungen im nationalen Strafrecht deutlich
gemacht. Ihre Lösung könne lediglich ein „europäisches Tätermodell“ sein und
kein fertiges „Täterbild“ liefern. Daher müsse man „mit den bestehenden Straf-
rechtsordnungen behutsam umgehen, und sie dürfen nicht im Überschwang eines
Harmonisierungsbestrebens über Bord geworfen werden“.23 Weißer belässt es –
ebenso wie die Schöpfer des Corpus Juris – bei einem Diskussionsentwurf, weil

III.

19 Hierzu insbesondere Tiedemann Verfassungsrecht und Strafrecht, passim; Dannecker in: Leipziger
Kommentar, § 1 Rn. 179 ff.

20 Vgl. zur dogmatischen und verfassungsrechtlichen Bedeutung eines Allgemeinen Teils im Besonderen
Teil Tiedemann in: FS Baumann, S. 7 ff.

21 Weißer Täterschaft in Europa, 2011.
22 Weißer Täterschaft in Europa, S. 560.
23 Weißer Täterschaft in Europa, S. 562 m.w.N.
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es sich verbiete, den Mitgliedstaaten aus supranationaler Perspektive eine Beteili-
gungslehre überzustülpen und „Europa“ sich nicht in diesem grundlegenden Be-
reich in die nationalen Rechtsordnungen einschleichen sollte.24

Schon aus diesem Grund kann eine einheitliche europäische Regelung für alle
Bereiche der Kriminalität aus Unternehmen und sonstigen Organisationen (noch)
nicht die Lösung für die Probleme im nationalen Strafrecht sein. Eine deutsche
Regelung für die Vorgesetztenverantwortlichkeit ist und bleibt also erforderlich.
Dies gilt ferner, weil sich eine unionsrechtliche Regelung allein auf die Bereiche
des Strafrechts erstrecken kann, für die der Europäischen Union die originäre Re-
gelungskompetenz zusteht. Das betrifft nach Art. 325 AEUV insbesondere die
Bekämpfung des Betrugs zum Nachteil der Europäischen Union. In anderen Be-
reichen des Wirtschaftsstrafrechts wäre eine nationale Regelung also auch dann
unverzichtbar, wenn europäische Vorgaben geschaffen würden. Denn die gegen-
wärtigen Defizite des deutschen Strafrechts müssen beseitigt werden.

Die nationale Verankerung der hier zu entwickelnden Vorschriften über die
Vorgesetztenverantwortlichkeit führt jedoch nicht dazu, dass die für das deut-
sche Strafrecht bestimmten Regeln nicht auch als Modell für eine europäische
Vorgesetztenverantwortlichkeit dienen könnten. Die Möglichkeit des Modellcha-
rakters liegt auf der Hand, weil diese Regeln das Ergebnis der Umsetzung völker-
strafrechtlicher Vorgaben darstellen, die sich in der internationalen Rechtspre-
chung entwickelt haben und in weiten Bereichen das Ergebnis eines internationa-
len Konsenses darstellen. Hier könnte also der Weg beschritten werden, dass in-
ternationales Strafrecht in nationale Kategorien umgesetzt wird und dann wiede-
rum dem europäischen Recht Impulse geben könnte.

Ziele der Untersuchung

Die Entwicklung der Kriterien einer sachgerechten Vorgesetztenverantwortlich-
keit und zur Bestimmung von Kriminalitätsbereichen, in denen eine Vorgesetz-
tenverantwortlichkeit gerechtfertigt oder sogar notwendig erscheint, kann nicht
nur die dringend notwendige Anpassung des Strafrechts an die Bedürfnisse einer
von Verbänden geprägten Wirtschaftsgesellschaft, sondern auch darüber hinaus
einen erheblichen Erkenntnisgewinn für die Erfassung von Entscheidungsverant-
wortung als strafrechtliche Verantwortlichkeit bringen:

B.

24 Weißer Täterschaft in Europa, S. 562.
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Vorgesetztenverantwortlichkeit als Schritt in Richtung eines modernen
Strafrechts

Zunächst eröffnet die Statuierung einer Vorgesetztenverantwortlichkeit im allge-
meinen Strafrecht oder in ausgewählten Teilbereichen des Strafrechts dem Ge-
setzgeber die Möglichkeit, eine bessere Erfassung von Unrecht aus organisierten
Systemen anzuordnen. Auf diese Weise kann sowohl ein besserer Rechtsgüter-
schutz25 als auch eine größere Normakzeptanz erreicht werden.26 Das Strafrecht
könnte auf dem Weg von einem Instrument zur Erfassung der „Elends- und
Abenteurerkriminalität“27 zu einem effektiven Strafrecht der modernen Wirt-
schaftsgesellschaft einen wichtigen Schritt machen. Auf diesem Weg muss der
Gesetzgeber allerdings dafür sorgen, dass Entscheidungskompetenz und straf-
rechtliche Verantwortlichkeit in Organisationen praktisch und konzeptionell
nicht mehr als voneinander unabhängig erscheinen.28

Beschränkung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit von Vorgesetzten auf
die gesetzlich geregelte Vorgesetztenverantwortlichkeit

Sind insbesondere die Voraussetzungen und Strukturen einer Vorgesetztenverant-
wortlichkeit im allgemeinen Strafrecht entwickelt, so muss sich daran die verfas-
sungsrechtliche und strafrechtssystematisch-dogmatische Frage anschließen, ob
die Vorgesetztenverantwortlichkeit einen Ansatz darstellt, um die sich stetig in
einer Art Wildwuchs weiterentwickelnde Haftung von Entscheidungsträgern zu
kanalisieren und zu begrenzen. Die mittelbare Täterschaft und Unterlassungshaf-
tung von Betriebsinhabern und Betriebsbeauftragten nach den allgemeinen Re-
geln sorgt mehr und mehr für erhebliche Abgrenzungsschwierigkeiten, weil sich
die in Unternehmen und sonstigen Verbänden zu erfüllenden Pflichten laufend
potenzieren. Die Normierung einer einheitlichen Vorgesetztenverantwortlichkeit
könnte ein Ansatz sein, um in diesem Zusammenhang den Vorgaben der verfas-
sungsrechtlichen Schranken-Schranke aus dem Bestimmtheitsgrundsatz29 zumin-
dest wieder näher zu kommen. Insbesondere die über die allgemeine Unterlas-
sungsdogmatik konstruierte Geschäftsherrenhaftung könnte gesetzlich normiert,
präzisiert und begrenzt werden.

I.

II.

25 Hier soll der Begriff des Rechtsguts zunächst neutral verwendet werden, also noch ohne in dem Streit
zwischen dem klassischen und dem verfassungsrechtlichen Rechtsgutsbegriff des BVerfG (Beschl.
v. 26.2.20008 – 2 BvR 392/07, BVerfGE 120, 224, 239 ff.) Stellung beziehen zu wollen; vgl. hierzu
auch Kaspar Verhältnismäßigkeit, S. 194 ff.; Tiedemann Wirtschaftsstrafrecht AT, Rn. 181 m.w.N.

26 Vgl. zum Zusammenhang von Gerechtigkeit der Rechtsordnung und Normakzeptanz bereits v. Hippel
Deutsches Strafrecht Bd. 1, S. 534 Fn. 1.

27 Vgl. Schünemann in: ders., Deutsche Wiedervereinigung, Unternehmenskriminalität, S. 129, 133.
28 Vgl. bereits die Kritik von Busch Grundfragen, S. 97 f.
29 Zum Charakter des Art. 103 Abs. 2 GG als verfassungsrechtliche Schranken-Schranke Appel Verfas-

sung S. 568 f.
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Entwicklung von Ansätzen einer europatauglichen
Vorgesetztenverantwortlichkeit im Sinne des Corpus Juris

Als weiterer Erkenntnisgewinn aus der vorliegenden Arbeit ist ein Schritt zu einer
Weiterentwicklung der deutschen Strafrechtsdogmatik in Richtung einer vorsich-
tigen Europäisierung zu erhoffen, die dem Schonungsgebot30 Rechnung trägt.
Das Europäische Wirtschaftsstrafgesetz, dessen Entwurf mit dem Corpus Juris
von europäischen Strafrechtsexperten vorgelegt worden ist, beinhaltet eine Vor-
gesetztenverantwortlichkeit, die zur völkerstrafrechtlichen superior responsibility
Parallelen aufweist.31 Ferner enthält dieses Werk Regeln für die strafrechtliche
Beurteilung der Delegation von Aufgaben in Unternehmen und sonstigen Struk-
turen. Eine Einführung der Vorgesetztenverantwortlichkeit in ausgewählten Be-
reichen des deutschen Strafrechts könnte insofern der ins Stocken geratenen Dis-
kussion auf europäischer Ebene neue Impulse verleihen und damit zu einer Wei-
terentwicklung nicht nur des deutschen Strafrechts, sondern auch eines Europä-
ischen Wirtschaftsstrafrechts einen Beitrag leisten.

Gang der Untersuchung

Mit der Zielsetzung der Arbeit ist der Gang der Untersuchung im Wesentlichen
vorgezeichnet:

In Teil 1 werden insbesondere die verfassungsrechtlichen Probleme bei der Er-
fassung der Entscheidungs- und Aufsichtsverantwortung als strafrechtliche Ver-
antwortlichkeit dargelegt. Ferner werden die bereits geltenden Vorschriften aus
besonderen Gebieten des Strafrechts analysiert, die spezifische Regelungen zur
Erfassung der Vorgesetztenverantwortlichkeit aufweisen:

Zunächst (Teil 1 A) wird in die Ausgangsproblematik der Vorgesetztenverant-
wortlichkeit eingeführt. Der Ausgangspunkt der Untersuchung basiert auf der
These, dass das deutsche Strafrecht mit der Erfassung von Kriminalität aus Kol-
lektiven, insbesondere aus komplexen Strukturen von Wirtschaftsunternehmen,
überfordert ist, weil es konzeptionell auf die Bekämpfung individueller Krimina-
lität ausgerichtet ist, die Zurechnung mithin klarer Kausalstrukturen bedarf, die
aber in der Verbandskriminalität in dieser Weise oft nicht bestehen.32 Anschlie-
ßend wird untersucht, inwiefern die Vorgesetztenverantwortlichkeit bereits nach

III.

C.

30 Vgl. hierzu Satzger Europäisierung, S. 166 ff.; ferner Hecker Europäisches Strafrecht, § 8 Rn. 55; Saf-
ferling Internationales Strafrecht, Rn. 66 ff.; Ordnungsziffer I. des Manifests zur Europäischen Krimi-
nalpolitik, abgedruckt in ZIS 2009, 697.

31 Vgl. Tiedemann in: B. Huber, Das Corpus Juris als Grundlage eines Europäischen Strafrechts, S. 61,
64 f.

32 Vgl. hierzu insbesondere Noll in: Deutscher Juristentag, 49. Dt. Juristentag 1972, Sitzungsberichte,
S. M 20 ff.
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Diese Dreistufigkeit der Haftung wirft die Frage auf, ob nur eine Statuierung
der Vorgesetztenverantwortlichkeit als „Gesamtpaket“ für einzelne Kriminali-
tätsbereiche denkbar ist oder ob es sinnvoll und möglich erscheint, auch nur eine
Strafbarkeit im Sinne von § 4 oder § 4 und § 13 VStGB vorzusehen, also ob die
unterschiedlichen Elemente der Vorgesetztenverantwortlichkeit auch gestuft nor-
miert werden könnten, um eine flexible und den Vorgaben des Verhältnismäßig-
keitsgrundsatzes angemessene Lösung zu finden.

Vorschlag für eine gesetzliche Regelung der
Vorgesetztenverantwortlichkeit im Strafgesetzbuch

Der nun folgende Abschnitt widmet sich der Frage, wie eine Regelung der straf-
rechtlichen Vorgesetztenverantwortlichkeit de lege ferenda beschaffen sein könn-
te. Dabei ist Ausgangspunkt der Überlegungen der bislang bereits in seiner
grundsätzlichen verfassungsrechtlichen und strafrechtsdogmatischen Möglichkeit
und Zulässigkeit begründete Transfer der Vorschriften des Völkerstrafgesetz-
buchs in das allgemeine Strafrecht. In diesem Zusammenhang soll vorwegge-
schickt werden, dass keinesfalls eine Regelung geschaffen werden soll, welche die
allgemeine Beteiligungsdogmatik einebnet und das Prinzip der Trennung zwi-
schen Täterschaft und Teilnahme beseitigt. Diese Differenzierung ist das Ergeb-
nis einer seit Langem intensiv geführten wissenschaftlichen Grundsatzdiskussion
im deutschen und europäischen Kontext,3687 in dem der hier unterbreitete Geset-
zesvorschlag keinesfalls einer irgendwie gearteten Einheitstäterschaft den generel-
len Vorrang einräumen will. Eine einheitstäterschaftliche Betrachtungsweise soll
ausschließlich für die strafrechtliche Verantwortlichkeit des Vorgesetzten nor-
miert werden, der die Tat eines Untergebenen anordnet oder vorsätzlich gesche-
hen lässt. Auf diese Weise sollen die verfassungsrechtlichen und strafrechtsdog-
matischen Friktionen überwunden werden, die die bislang nur fragmentarische
Erfassung von Entscheidungs- oder Aufsichtsverantwortung als strafrechtliche
Verantwortlichkeit mit sich bringt. Es soll den verfassungsrechtlich zu unbe-
stimmten Rechtsinstituten Täterschaft kraft Organisationsherrschaft und Ge-
schäftsherrenhaftung von Vorgesetzten ein einheitliches gesetzliches Regelungs-
modell entgegengesetzt werden, das ausschließlich die Mitwirkung an Straftaten
hierarchisch nachgeordneter Personen innerhalb von Verbänden erfasst.

Auf die allgemeine Beteiligungsdogmatik soll der Regelungsvorschlag keinerlei
Auswirkungen haben, so dass die unmittelbare aktive Begehungstäterschaft – so-
wohl in der Form der Alleintäterschaft als auch der Mittäterschaft – Vorrang vor
der Vorgesetztenverantwortlichkeit haben und keine Einheitstäterschaft für die

B.

3687 Vgl. hierzu ausführlich Rotsch Einheitstäterschaft, S. 11 ff.
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Begehung von Straftaten außerhalb des Verbandszusammenhangs propagiert
werden soll. Diese Begrenzung soll mit dem für §§ 30, 130 OWiG und auch in
der Geschäftsherrenhaftung3688 anerkannten Tatbestandsmerkmal des Betriebsbe-
zugs, hier in Form des Verbandsbezugs, erreicht werden. Der Verbandsbezug er-
hält damit zum einen die kriminalpolitische Funktion der Beschränkung auf die
Kriminalitätsbereiche, in denen die Vorgesetztenverantwortlichkeit gerechtfertigt
ist. Zum anderen kommt ihr die dogmatische Funktion einer Beschränkung der
Einheitsverantwortlichkeit des Vorgesetzten zu, der die Bezugstat geschehen
lässt.

Regelungstechnik: Sonderzuweisung für bestimmte Straftaten und
Kriminalitätsbereiche

Die Abhängigkeit der Vorgesetztenverantwortlichkeit von der Systemrelevanz
derjenigen Kriminalität, für die spezifische Vorschriften für Entscheidungsträger
geschaffen werden müssen, lässt im Wesentlichen zwei Möglichkeiten der Rege-
lungstechnik offen: Zum einen kann in den Besonderen Teil des Strafgesetzbuchs
jeweils im relevanten Abschnitt des Gesetzes, das das Nebenstrafrecht beinhaltet
(AO, KrWaffKontrG, LFGB) eine gesetzliche Vorschrift über die Vorgesetzten-
verantwortlichkeit integriert werden. Damit würde die Strafgesetzgebung der be-
reits eingeschlagenen Richtung folgen, die für jeden Bereich der Vorgesetztenver-
antwortlichkeit, sei es im Strafrecht der Amtsträger, dem Wehrstrafrecht, dem
Pressestrafrecht oder im Völkerstrafrecht, eine eigene und selbstständige Vorge-
setztenverantwortlichkeit normiert hat, die zu einem sehr unterschiedlichen Um-
setzungsgrad von tatsächlicher Verantwortung in strafrechtliche Verantwortlich-
keit führt.3689 Für ein solches Vorgehen spricht fraglos die Flexibilität solcher
Einzelregelungen. Es ist dann möglich, die strafrechtliche Verantwortlichkeit je
nach Risikopotenzial des Kriminalitätsbereichs zu gestalten und die Vorschriften
der typischen Struktur der spezifischen Straftaten anzupassen. So mögen in un-
terschiedlichen Kriminalitätsbereichen verschiedene Verbandsstrukturen relevant
werden, wie dies an den Straftaten von Soldaten und Amtsträgern sowie der dort
vorherrschenden unterschiedlichen Bedeutung von Hierarchie und entsprechend
dem Bestehen von Anweisungsrechten und Folgepflichten deutlich wird. Alle
Verbände, ob militärische Einheit oder Abteilung eines Großunternehmens, glei-
chermaßen nach einer einzigen Vorschrift zu beurteilen, könnte jedoch zu Frik-
tionen führen, weil die Lenkungsmacht der Vorgesetzten jeweils unterschiedlich
sein kann.

I.

3688 BGH, Urt. v. 20.10.2011 – 4 StR 71/11, BGHSt 57, 42, 45 ff.
3689 Zur „Auslagerung“ von Strafrecht in Nebengesetze Dannecker in: LFGB, Vorbemerkungen zu

§§ 58 bis 61 Rn. 50; für eine Aufnahme wichtiger Strafvorschriften in eine „strafrechtliche Haupt-
kodifikation“ Tiedemann Gutachten: Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität, S. C 45.
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Dennoch dürfte eine allgemeinere Regelungstechnik durch Platzierung der
Vorschriften über die Vorgesetztenverantwortlichkeit im Allgemeinen Teil des
Strafgesetzbuchs erhebliche Vorteile haben. Zunächst ist die Verortung von Zu-
rechnungsvorschriften im Allgemeinen Teil des Strafgesetzbuchs systematisch ge-
boten, weil sie die gesetzgeberische Charakterisierung der jeweiligen Regelung
deutlich macht. Des Weiteren wirkt eine solche einheitliche Lösung der weiteren
Zersplitterung und damit auch einem Wirksamkeitsverlust des Strafrechts entge-
gen. Der Gesetzgeber hat sich zu Recht stets bemüht, Strafvorschriften dadurch
tatsächliche Akzeptanz und damit auch praktische Relevanz zu verschaffen, dass
er die Regelungen aus Nebengesetzen in das Strafgesetzbuch verlagert hat.3690

Dies gilt in besonderer Weise für §§ 298, 299 StGB, die aus dem Gesetz gegen
Wettbewerbsbeschränkungen3691 und dem Gesetz gegen den unlauteren Wettbe-
werb3692 in das Strafgesetzbuch eingegliedert und damit letztlich erst „zum Leben
erweckt“ wurden. Zwar hat der Gesetzgeber in einer Reihe von Bereichen des
Nebenstrafrechts darauf verzichtet, Strafvorschriften, die Fälle häufiger Krimina-
lität betreffen, wie dies etwa im Steuerstrafrecht oder im Lebensmittelstrafrecht
der Fall ist, in das Strafgesetzbuch einzugliedern, aber diese Entscheidung basiert
auf dem Gedanken, den engen Zusammenhang zwischen der spezifischen Rechts-
materie – vielfach aus dem besonderen Verwaltungsrecht –, auf die sich die Straf-
vorschriften beziehen, und den Sanktionsnormen nicht zu zerreißen.3693

Zudem spricht bereits der Umstand, dass es sich bei den in Rede stehenden
Vorschriften über die Vorgesetztenverantwortlichkeit zumindest um Zurech-
nungsregelungen im weitesten Sinne handelt, dafür, solche Normen im Strafge-
setzbuch und nicht in jedem Einzelgesetz, das Strafbestimmungen enthält und auf
das die Vorgesetztenverantwortlichkeit zur Anwendung kommen soll, zu veror-
ten. Die Regelungstechnik, allgemeine Geltungs- und Zurechnungsbestimmun-
gen, die nicht nur für einen Deliktsbereich oder einige wenige Abschnitte des
Strafgesetzbuchs, sondern für aus systematischen Erwägungen ausgewählte Straf-
tatbestände in größerer Zahl gelten sollen, in einem Allgemeinen Teil zusammen-
zufassen, ist eine Vorgehensweise, die sich bewährt hat. Daher sollte der Weg der
„Auslagerung“ in einen Allgemeinen Teil beschritten werden, soweit dies mög-
lich ist und zur „Entschlackung“ des Besonderen Teils beiträgt.

Jedoch wäre die Anwendung von Zurechnungsregeln des Allgemeinen Teils
auf nur bestimmte Delikte oder Abschnitte des Strafgesetzbuchs ein Novum. Der
Allgemeine Teil beinhaltet bislang keine nur auf bestimmte Straftatbestände an-

3690 Vgl. Tiedemann Gutachten: Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität, S. C 46 ff.
3691 Vgl. hierzu im Einzelnen Dannecker in: NK-StGB, § 298 Rn. 2 ff. m.w.N.; ferner BT-Drs. 13/3353,

S. 8 ff.
3692 Vgl. hierzu im Einzelnen Dannecker in: NK-StGB, § 299 Rn. 1 f. m.w.N.
3693 Vgl. hierzu Dannecker in: LFGB, Vorbemerkungen zu §§ 58 bis 61 LFGB Rn. 50; vgl. ferner

Tiedemann Gutachten: Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität, S. C 46 ff.
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wendbaren Zurechnungsvorschriften, sondern differenziert insofern rechtsguts-
neutral, allenfalls im Hinblick auf die Unrechtsintensität zwischen Verbrechen
und Vergehen für die Strafbarkeit des Versuchs bzw. die Anstiftung zum Ver-
such. Den Weg über eine Sonderzuweisung hat der Gesetzgeber allerdings im
Hinblick auf die Anwendbarkeit der Regeln über die Tatfolgen bereits beschrit-
ten, indem § 69 StGB die regelmäßige Entziehung der Fahrerlaubnis bei Verurtei-
lung wegen bestimmter Katalogverkehrsstraftaten vorsieht, oder im Hinblick auf
die höchst umstrittene und bislang ungeklärte Sicherungsverwahrung nach
§§ 66 ff. StGB für Verbrechen und bestimmte Vergehen. Hier sind jeweils Bezug-
nahmen auf bestimmte Katalogtaten in der Rechtsfolgenbestimmung enthalten.

Eine andere Lösung hat der Gesetzgeber in § 73d StGB gewählt. Zum erwei-
terten Verfall heißt es hier, diese Rechtsfolge sei dann durch das Gericht anzu-
ordnen, wenn eine rechtswidrige Tat nach einem Gesetz begangen worden ist,
das auf § 73d StGB verweist. Es wurde hier also eine Blankettvorschrift für die
Anordnung der Maßnahme des erweiterten Verfalls geschaffen,3694 die eine Ver-
weisung auch durch materielle Strafvorschriften ermöglicht, die außerhalb des
Strafgesetzbuchs loziert sind. So verweisen nicht nur die §§ 150 Abs. 1, 181c,
184 Abs. 7, 244a Abs. 3, 260 Abs. 3, 261 Abs. 7, 286 Abs. 1, 302, 338 StGB auf
§ 73d StGB, sondern auch Vorschriften aus dem Betäubungsmittelstrafrecht
(§ 33 Abs. 1 BtMG), aus dem Kriegswaffenkontrollstrafrecht (§ 24 KWKG) oder
aus dem Waffenstrafrecht (§ 56 WaffG).

Die Begründung des Gesetzesvorschlags der Bundesregierung für § 73d StGB
geht ausdrücklich auf diese Regelungstechnik ein. Die Rechtsfolge des erweiter-
ten Verfalls soll aufgrund ihrer weitreichenden Wirkung zunächst ausschließlich
im Kontext des Betäubungsmittelstrafrechts zur Anwendung kommen, da nur für
diesen Kriminalitätsbereich die Einführung dieser Maßnahme „aus heutiger Sicht
… angemessen“ erscheine. „Gleichwohl soll die Regelung nicht etwa als Sonder-
vorschrift in das Betäubungsmittelgesetz, sondern als ‚§ 73d‘ in den siebenten Ti-
tel des Strafgesetzbuches eingestellt werden, um eine einheitliche Fortentwick-
lung des Verfallsrechts zu gewährleisten und die Gefahr einer Zersplitterung aus-
zuräumen.“3695 Diese Überlegungen im Gesetzgebungsverfahren können auch
hier als Leitlinie bei dem Vorschlag für einen Regelungskomplex zur strafrechtli-
chen Vorgesetztenverantwortlichkeit dienen.

3694 BT-Drs. 11/6623, S. 6, 9; Saliger in: NK-StGB, § 73d Rn. 5.
3695 BT-Drs. 11/6623, S. 6.
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Materielle Verantwortlichkeitsvorschriften

Entsprechend der Struktur des hier zum Modell gewählten Regelungskomplexes
des nationalen Völkerstrafrechts basiert der Vorschlag für eine Normierung der
Vorgesetztenverantwortlichkeit des allgemeinen Strafrechts auf einer Dreiteilung:

Auf der ersten Stufe wird die grobmaschige Verantwortlichkeit für das vor-
sätzliche Geschehenlassen von Bezugstaten Untergebener als täterschaftliche oder
täterschaftsgleiche Begehung unter Strafe gestellt. Diese Vorschrift beinhaltet
eine Unterlassungseinheitstäterschaft. Auf der zweiten Stufe werden die Maschen
der Verantwortlichkeit enger gezogen, indem die Herbeiführung der Bezugstat
durch fahrlässige oder vorsätzliche Pflichtverletzungen, aber nicht im Hinblick
auf die Bezugstat als solche vorsätzlich, sondern hier nur fahrlässig, geschieht.
Diese Vorschrift geht von einer geringeren Zurechnungsintensität in diesen Fäl-
len aus, da der Vorgesetzte die Bezugstat nicht mit vergleichbar engem Schuldbe-
zug geschehen lässt, so dass der Unrechtsvorwurf nicht mit der Täterschaft ver-
gleichbar ist. Auf der dritten Stufe findet dann keine Zurechnung der Bezugstat
mehr statt, sondern eine Sanktionierung der mangelnden Verbandsorganisation
als Ausdruck der abstrakten Gefährdung systemischer Rechtsgüter.

Formulierung eines Gesetzesvorschlags

Der Vorschlag der in das Strafgesetzbuch einzufügenden Vorschriften, der im
Folgenden näher erörtert und begründet werden soll, lautet:
1. Der Begriff des Vorgesetzten sollte zunächst in einer anzufügenden Nr. 10 des

§ 11 Abs. 1 StGB definiert werden:

Nr. 10. Vorgesetzter:
die Person, die innerhalb eines Verbandes aufgrund ihrer Eingliederung in eine zumindest
faktische Hierarchiestruktur die tatsächliche Führungsgewalt und Kontrolle über die
Handlungen anderer Personen (Untergebener) ausübt oder die Aufgabe der Aufsichtsfüh-
rung über sie übernommen hat.

2. Es sollte ferner eine eigenständige Vorgesetztenverantwortlichkeit als Zurech-
nungsform oder als Haftung für eine allgemeine Begünstigung der Begehung
zukünftiger Bezugstaten in den Abschnitt des Strafgesetzbuchs über die Betei-
ligung eingefügt werden:

§ 25a Vorgesetztenverantwortlichkeit
(1) 1Ein Vorgesetzter, der es unterlässt zu verhindern, dass ein Untergebener eine rechts-
widrige verbandsbezogene Tat nach einem Gesetz begeht, das auf diese Vorschrift ver-
weist (Bezugstat), wird wie ein Täter der von dem Untergebenen begangenen Tat be-
straft. 2Die Strafbarkeit des Versuchs bestimmt sich nach den §§ 22, 23 dieses Gesetzes.
(2) 1Ein Vorgesetzter, der es vorsätzlich oder fahrlässig unterlässt, einen Untergebenen,
der seiner tatsächlichen Kontrolle untersteht, ordnungsgemäß zu beaufsichtigen, wird we-
gen Verletzung der Aufsichtspflicht bestraft, wenn der Untergebene eine verbandsbezoge-

II.

1.
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ne rechtswidrige Tat nach einem Gesetz begeht, das auf diese Vorschrift verweist, das Be-
vorstehen der Tat dem Vorgesetzten erkennbar war und dieser sie hätte verhindern kön-
nen. 2Zu den ordnungsgemäßen Aufsichtsmaßnahmen gehören auch die Bestellung, sorg-
fältige Auswahl und Überwachung von Aufsichtspersonen. 3Hat der Vorgesetzte seine
Aufsicht nicht im Rahmen seiner beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit auszuüben, so
ist der Vorgesetzte nach Satz 1 nur verantwortlich, wenn für ihn das Bevorstehen der Tat
des Untergebenen ohne weiteres erkennbar gewesen ist. 4Die vorsätzliche Verletzung der
Aufsichtspflicht wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren, die fahrlässige Verletzung der
Aufsichtspflicht wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren bestraft. 5Die Strafe darf nicht
schwerer sein als die für die Bezugstat des Untergebenen angedrohte Strafe.
(3) 1Ein Vorgesetzter, der es unterlässt, eine verbandsbezogene rechtswidrige Tat nach
einem Gesetz, das auf diese Vorschrift verweist, die ein Untergebener begangen hat, un-
verzüglich den für die Strafverfolgung zuständigen Behörden in der erforderlichen Weise
mitzuteilen, wird mit Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr bestraft. 2Der Vor-
gesetzte handelt beim Unterlassen der Mitteilung nach Satz 1 ohne Schuld, wenn er an
der Tat des Untergebenen – auch nach § 25a Abs. 2 StGB – beteiligt gewesen ist und des-
wegen bestraft werden kann. 3Handelt der Vorgesetzte in der Absicht, der Organisation,
der er angehört, einen unmittelbaren Vorteil durch die Nichtanzeige nach Satz 1 zu ver-
schaffen oder zu erhalten, so wird er mit Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren bestraft. 4Die Strafe nach diesem Absatz darf nicht schwerer sein als die für die Tat
des Untergebenen angedrohte Strafe.

3. § 28 StGB sollte zudem dahin gehend geändert werden, dass er auch die Be-
teiligungsform des Vorgesetzten berücksichtigt:

§ 28 Besondere persönliche Merkmale
(1) Fehlen besondere persönliche Merkmale (§ 14 Abs. 1), welche die Strafbarkeit des Tä-
ters begründen, beim Teilnehmer (Anstifter oder Gehilfe) oder Vorgesetzten nach § 25a
Abs. 1 dieses Gesetzes, so ist dessen Strafe nach § 49 Abs. 1 zu mildern.
(2) Bestimmt das Gesetz, dass besondere persönliche Merkmale die Strafe schärfen, mil-
dern oder ausschließen, so gilt das nur für den Beteiligten (Täter oder Teilnehmer, Vorge-
setzten nach § 25a Abs. 1 dieses Gesetzes), bei dem sie vorliegen.

Erläuterungen der Regelungsvorschläge im Einzelnen

Verbandsbegriff des § 11 Abs. 1 Nr. 10 StGB-E

Voraussetzung dafür, dass überhaupt von Vorgesetztenverantwortlichkeit die
Rede sein kann, ist das Vorliegen einer Bezugstat, die aus einem Verband heraus
begangen worden ist. Während etwa im Wehrstrafrecht und im Strafrecht für die
Amtsträger die in Betracht kommenden Verbände häufig klar abgegrenzt sind,
weil sie durch klare Regeln, oftmals durch Gesetz, bestimmt sind, bereitet die
Abgrenzung von Verbänden im Bereich der Wirtschaftsunternehmen oder sonsti-
ger Organisationen erhebliche Schwierigkeiten, wenn die Bestimmung nach for-
malen Kriterien erfolgen soll. Dies macht § 14 Abs. 1 StGB deutlich, der für die
Verantwortlichkeit für das Handeln für einen anderen auf die normativen Kate-

2.

a)
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gorien der juristischen Person, der rechtsfähigen Personengesellschaft und auf die
gesetzliche Vertretung im Allgemeinen abstellt. Die in § 14 Abs. 2 StGB bestimm-
te, eher tatsächliche Betrachtungsweise, die die Kategorien des Betriebs und des
Unternehmens in den Blick nimmt, löst diese streng rechtlichen Kriterien der
Haftung auf und stellt auf tatsächliche Umstände ab. Die Begriffe des Betriebs
und des Unternehmens sind hier nicht als Rechtsbegriffe gemeint. Betrieb um-
schreibt „eine, gleichgültig in welcher Rechtsform, auf Dauer angelegte organisa-
torische Zusammenfassung von persönlichen und sachlichen Mitteln zur Errei-
chung eines – nicht notwendig wirtschaftlichen – Zwecks“.3696 Dieser Zweck
muss jedoch in der Hervorbringung einer Leistung auch für Dritte bestehen.3697

Von dieser Definition sind alle wirtschaftlich orientierten Organisationsformen
erfasst, in der sich Personen dauerhaft zur Erreichung ihrer Zwecke nicht nur
vorübergehend zusammenfinden. Sie umschreibt nicht nur Betriebe in der indus-
triellen Produktion, sondern umfasst auch Organisationen zur Hervorbringung
von anderen Leistungen, etwa der Tätigkeit von Freiberuflern, der Landwirt-
schaft oder auch im künstlerischen Bereich (Theater). Auch Altenheime, Kran-
kenhäuser und Kindergärten werden als Beispiele genannt, selbst wenn sie nicht
den Zweck der Gewinnerzielung verfolgen.3698 Die Grenze des Betriebsbegriffs
soll erst dort überschritten sein, wo der Zweck der Organisation nicht mehr da-
rin liegt, einem Dritten eine Leistung anzubieten, sich also auf Tätigkeiten im Pri-
vathaushalt beschränkt.3699 Damit umfasst der Betrieb nahezu alle wirtschaftlich
tätigen Organisationsformen. Dem Unternehmensbegriff wird insofern vielfach
überhaupt keine materielle Bedeutung beigemessen, weil er nicht über diese Um-
schreibung des Betriebs hinausgeht, sondern allenfalls der Klarstellung dient.3700

Diese Überlegungen geben Anlass, den bereits durch Literatur und Rechtspre-
chung in der Konkretisierung befindlichen Begriff des Betriebs als Tatbestands-
merkmal auch für den § 25a StGB-E zu verwenden, weil dies die Einführung ei-
nes neuen, zu weiteren Diskussionen führenden Begriffs vermieden hätte. Für
eine Verwendung des Betriebsbegriffs spricht ferner, dass er in der Lage wäre,
nahezu alle denkbaren Fallgestaltungen zu erfassen, innerhalb derer systemische
Straftaten aus wirtschaftlich ausgerichteten Verbänden begangen werden. Nach
der gängigen Definition wird man unter den Betriebsbegriff auch kriminelle Or-
ganisationen fassen können, soweit sie die Ergebnisse ihrer Straftaten durch Ge-
schäfte mit Dritten auswerten und daher Leistungen anbieten, mögen diese auch,
wie beim Menschenhandel, wiederum selbst kriminelle Handlungen beinhalten.

3696 Momsen in: Beck-OK-StGB, § 14 Rn. 43 m.w.N.
3697 Radtke in: MüKo-StGB, § 14 Rn. 86.
3698 Radtke in: MüKo-StGB, § 14 Rn. 86 m.w.N.
3699 Schünemann in: Leipziger Kommentar, § 14 Rn. 54.
3700 Momsen in: Beck-OK-StGB, § 14 Rn. 44; Radtke in: MüKo-StGB, § 14 Rn. 87 m.w.N.

B. Vorschlag für eine gesetzliche Regelung der Vorgesetztenverantwortlichkeit 927

http://www.nomos-shop.de/23523



Allerdings würde die Verwendung des Betriebsbegriffs im Kontext der Vorge-
setztenverantwortlichkeit zu Friktionen mit der superior responsibility im Völ-
kerstrafrecht führen, denn dort wird man bei militärischen Einheiten oder auch
bei Verwaltungseinheiten kaum von Betrieben sprechen können, weil hier keine
Leistungen nach außen angeboten werden. Der Begriff des Betriebs könnte daher
nicht einheitlich benutzt werden, so dass der Vorgesetztenverantwortlichkeit –
mag sie letztlich auch in beiden Fällen die Haftung von Vorgesetzten begründen
können – unterschiedliche Ausgangspunkte zugrunde lägen, wenn im Völker-
strafrecht eher von einem soziologischen Verbandsbegriff ausgegangen wird,
während § 14 StGB einen technisch-organisatorischen Begriff verwendete. Hier
dürfte die soziologische Begrifflichkeit des Verbandes tauglicher sein, um die
Strukturen zu umschreiben, die Systemkriminalität aus einem Kollektiv begünsti-
gen. Nach Max Weber soll „Verband … eine nach Außen regulierend beschränk-
te oder geschlossene soziale Beziehung dann heißen, wenn die Innehaltung ihrer
Ordnung garantiert wird durch das eigens auf deren Durchführung eingestellte
Verhalten bestimmter Menschen: eines Leiters und, eventuell, eines Verwaltungs-
stabes, der gegebenenfalls normalerweise zugleich Vertretungsgewalt hat“.3701

Hier sind die wesentlichen kriminogenen oder kriminovalenten Faktoren ange-
deutet, die in der Forschung zur Makro- und Mesokriminalität bereits herausge-
arbeitet worden sind: die Neutralisierung der Normen staatlichen Rechts durch
eine kriminelle Verbandsattitüde, die durch Gruppendynamik eigenes Gewicht
gewinnt. Diesen Aspekt blendet der Begriff des Betriebs aus, so dass er für die
Vorgesetztenverantwortlichkeit in diesem Kontext zwar in der Praxis wohl zu
den Ergebnissen führen würde, die auch bei der Verwendung des Verbandsbe-
griffs erzielt werden. Dennoch wäre die Verwendung des Begriffs Betrieb als Tat-
bestandsmerkmal in Vorschriften, die das Unrecht in einer soziologischen Struk-
tur beschreiben, die Kriminalität ermöglicht und fördert, wenig folgerichtig.

Daher wird in § 11 Abs. 1 Nr. 10 StGB-E auf den Begriff Verband zurückge-
griffen, der eine auf nicht nur vorübergehende Dauer angelegte organisierte
Mehrzahl von Personen umschreibt, die eigenständigen Regeln folgt, um Ent-
scheidungen zu treffen und über eine zumindest durch die Praxis herausgebildete
Hierarchiestruktur verfügt. Die Frage danach, ob die fragliche Organisation
einen Betrieb im Sinne des § 14 StGB bildet oder unterhält, kann in diesem Zu-
sammenhang ein wichtiger Indikator für das Vorliegen eines Verbandes sein; der
Betrieb ist aber aus den genannten Gründen nicht zwangsläufig mit dem Ver-
band identisch, sondern ein nur partiell deckungsgleicher Begriff.

3701 M. Weber Wirtschaft und Gesellschaft, Kap. 1, § 12, S. 26.
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Der zentrale Begriff des Vorgesetzten im Sinne von § 25a StGB-E

Im Rahmen der gesetzlichen Neuregelung müsste der in die allgemeine Straf-
rechtsdogmatik neu einzuführende Begriff des Vorgesetzten bestimmt werden,
der den persönlichen Anwendungsbereich der Vorschriften über die Vorgesetz-
tenverantwortlichkeit in § 25a StGB-E festlegt. Diese Definition bereitet deswe-
gen keine bislang unbekannten Probleme, weil der Begriff des (zivilen) Vorgesetz-
ten im deutschen Völkerstrafrecht bereits etabliert ist. Der Terminus, der dem in-
ternationalen Völkerstrafrecht entnommen wird, kann im Sinne des Innehabens
der tatsächlichen Lenkungsmacht über einen Untergebenen, der effective control
verstanden werden. Danach hat derjenige die Stellung als militärischer Befehlsha-
ber, aber auch als ziviler Vorgesetzter im Sinne der superior responsibility inne,
der unabhängig von seiner formalen Position innerhalb einer militärischen Ein-
heit, einer staatlichen Organisation oder auch eines Unternehmens, Betriebes
oder Verbandes faktische Kontrollmacht hat, weil er so in eine Hierarchie einge-
bunden ist, dass er Anweisungen geben kann, die in der Regel befolgt werden. Es
handelt sich damit um eine soziologisch geprägte faktische Rollenbeschreibung
und nicht um eine normativ zu verstehende Bezeichnung einer spezifischen hier-
archischen Position.

Es soll nicht bestritten werden, dass das Kriterium der effektiven Kontrolle,
das das maßgebende Element der Vorgesetzteneigenschaft ausmacht, außerhalb
klarer militärischer oder staatlicher Hierarchiestrukturen zu Abgrenzungsschwie-
rigkeiten führen kann. Jedoch dürften diese Probleme vornehmlich im tatsächli-
chen Bereich, nämlich bei der Feststellung liegen, ob ein Entscheidungsträger tat-
sächlich die erforderliche Anweisungsmacht hatte, um eine Vorgesetztenverant-
wortlichkeit begründende effektive Kontrolle auszuüben. Zur Beantwortung der
materiell-rechtlichen Fragen kann auf die bereits zur effective control ergangene
Rechtsprechung und Literatur Bezug genommen werden, um dem Vorgesetzten-
begriff hinreichende Konturen zu verleihen, so dass zwar Probleme in Bezug auf
die Tatbestandsbestimmtheit entstehen mögen, diese aber die im Völkerstrafge-
setzbuch bereits bestehenden Problembereiche nicht ausdehnen und sich als lös-
bar erweisen dürften. Zusätzlich kann Rechtsprechung und Lehre zur Geschäfts-
herrenhaftung herangezogen werden.

Im Einzelfall wird zwar die Frage auftreten, ob eine lose Organisation, etwa in
einer vorläufigen Arbeitsgemeinschaft von Unternehmern zur Durchführung ei-
nes Projektes oder in einem Konzern, eine Vorgesetztenstellung begründet. Aber
selbst in Zweifelsfragen kann die Antwort auf die Frage nach der effective con-
trol bei einem ausermittelten Sachverhalt rechtlich hinreichend sicher bestimmt
werden. Mag auch die gerichtliche Feststellung einer Vorgesetztenstellung nicht
stets sicher gelingen, so ist dies eine Situation, in der gegebenenfalls der Zweifels-
grundsatz anzuwenden ist. Das Kriterium, welches das internationale ebenso wie

b)
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das nationale Völkerstrafrecht und ihnen folgend auch der hier zugrunde gelegte
Vorgesetztenbegriff verwenden, ist die aufgrund der Eingliederung in eine in
einem Mindestmaß strukturierte, gegebenenfalls auch faktische Hierarchie be-
gründende, tatsächliche Möglichkeit zur Erteilung von Anweisungen, die regel-
mäßig befolgt zu werden pflegen. Auf diese Weise wird die Stellung als Vorge-
setzter nicht allein durch die rein faktische Lenkungsmacht begründet; es ist aber
auch keine rechtlich formalisierte Hierarchie erforderlich.

Das Kriterium der effective control ist in Kombination mit dem Verbandsbe-
griff des § 11 Abs. 1 Nr. 10 StGB-E ferner geeignet, das Problem der Vorgesetz-
tenverantwortlichkeit im Konzern zu lösen. Folge der Verwendung des Ver-
bandsbegriffs ist, dass nicht die rechtliche oder betriebswirtschaftliche Struktur
einer Organisation oder eines Unternehmens für die Bestimmung der Vorgesetz-
tenstellung entscheidend ist, sondern seine tatsächlich-soziale Funktionsweise.
Das führt dazu, dass innerhalb eines Konzerns, also einer Zusammenfassung
mehrerer juristischer Personen oder anderer verselbstständigter Rechtsträger3702

zu einer wirtschaftlichen Einheit, die über eine einheitliche Leitung verfügt,3703

die Entscheidungsträger innerhalb der herrschenden Gesellschaft auch die Ent-
scheidungen für die beherrschten Rechtsträger treffen. Diese Entscheidungsträger
haben damit eine Stellung als Vorgesetzte innerhalb des gesamten Konzerns inso-
weit inne, wie ihre Macht zur Entscheidung und Durchsetzung reicht.3704 Die for-
malrechtliche Grenze ihrer Entscheidungsgewalt durch die gesellschaftsrechtliche
Abschirmwirkung der beherrschten Rechtsträger spielt nur insoweit eine Rolle,
als sie sich auf die Durchsetzung von Entscheidungen tatsächlich auswirkt. Ist
der Entscheidungsträger aufgrund von Beherrschungsverträgen oder ansonsten
wirtschaftlich in der Lage, Steuerungsgewalt auch über die juristischen Grenzen
des herrschenden Rechtsträgers hinaus auszuüben, so ist er als Vorgesetzter auch
derjenigen Personen anzusehen, die ihre Tätigkeit nicht unmittelbar im Auftrag
und im Rahmen der Konzernmutter ausführen; er kann also auch Vorgesetzter
der Mitarbeiter einer Konzerntochter sein. Die faktische Betrachtung bei der Be-
stimmung der effective control führt dazu, dass der Vorgesetztenstellung die tat-
sächliche, durch eine Hierarchie vermittelte Steuerungsgewalt zugrunde liegt, al-
so die faktische Anweisungskompetenz, nicht zwingend das Anweisungsrecht.
Auf das tatsächliche Können der Steuerung, nicht auf das rechtliche Dürfen
kommt es an, so dass rechtliche Grenzen des Verbandes letztlich nur indiziellen
Charakter für die Bestimmung der Verantwortlichkeit haben; entscheidend ist
die Reichweite der hierarchisch vermittelten Lenkungsmacht.

3702 Vgl. etwa Hirschmann in: Hölters AktG § 15 Rn. 4.
3703 Vgl. hierzu § 18 AktG, zu den unterschiedlichen Formen des Konzerns Emmerich in: Emmerich/

Habersack, Aktien- und GmbH-Konzernrecht, § 18 AktG Rn. 1 ff.; Oetker in: Erfurter Kommentar,
§ 18 AktG Rn. 1 ff.; ferner § 5 AbfBeauftrV; § 4 5. BImSchV.

3704 Vgl. Muders Die Haftung im Konzern, S. 270 ff. unter Verweis auf § 13 StGB.
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Diese einheitliche Sichtweise des Konzerns als Gebilde, das aufgrund wirt-
schaftlicher und faktischer Entscheidungskompetenzen eine Einheit darstellt, ent-
spricht auch der Sichtweise im europäischen Kartellbußgeldrecht und dem deut-
schen Wettbewerbsordnungswidrigkeitenrecht. Die Kommission verwendet inso-
fern einen vornehmlich wirtschaftlichen Ansatz, während der Europäische Ge-
richtshof die Frage der Handlungszurechnung innerhalb des Gesamtgebildes
stellt.3705 Jedoch sind in beiden Fällen die entscheidenden Kriterien für die Zu-
rechnung „insbesondere die kapitalmäßige Verbundenheit der Unternehmen, die
Beteiligung der Muttergesellschaft an dem Wettbewerbsverstoß sowie eine Ein-
flußnahme der Muttergesellschaft auf die Geschäftspolitik der Tochtergesell-
schaft zu nennen“.3706 Es kommt also auf die Möglichkeit tatsächlicher Einfluss-
nahme an, die in der Regel über die wirtschaftlichen Verhältnisse vermittelt wer-
den wird.

Verbandsbezug der Tat des Untergebenen

In allen drei Varianten des § 25a StGB-E ist Bedingung einer strafrechtlichen
Verantwortlichkeit des Vorgesetzten für die rechtswidrige Tat des Untergebenen,
dass es sich bei dem von diesem begangenen Delikt um eine Tat mit spezifischem
Bezug zu dem Verband handelt. Dieses Tatbestandsmerkmal ist in der hier vor-
geschlagenen allgemeinen Regelung notwendig, um die Vorgesetztenverantwort-
lichkeit nicht auf Taten zu erstrecken, die außerhalb des Verbands begangen
werden, dessen Hierarchiestrukturen die besondere Haftung des Vorgesetzten
erst zu legitimieren vermögen. Das Bedürfnis nach einem solchen Begrenzungs-
merkmal besteht im allgemeinen Strafrecht, weil – anders als bei § 357 StGB
oder im Pressestrafrecht – die Vorgesetztenverantwortlichkeit nicht auf spezifi-
sche Deliktsbereiche beschränkt ist, die mit dem jeweiligen Verband in einem un-
auflöslichen Zusammenhang stehen. Lässt der Dienstvorgesetzte den untergebe-
nen Beamten eine Straftat im Amt oder auch nur eine Straftat in Ausübung des
Amtes begehen, so liegt der Verbandsbezug auf der Hand; Gleiches gilt für den
Redakteur, der eine Publikation strafbaren Inhalts nicht unterbindet. Lässt je-
doch ein Abteilungsleiter eines Unternehmens eine Straftat eines Untergebenen
geschehen, die mit der Tätigkeit des Verbandes nicht in einem inneren Zusam-
menhang steht – der Arbeitnehmer nutzt etwa die Telefonanlage des Lebensmit-
telunternehmens zur „Abwicklung von Geschäften“, die gegen §§ 234 f. StGB
(Menschenraub und Verschleppung) verstoßen –, so fehlt es regelmäßig an die-
sem Organisationsbezug und damit an der Vorgesetztenverantwortlichkeit, mag

c)

3705 Vgl. hierzu insbesondere Dannecker/Fischer-Fritsch EG-Kartellrecht, S. 260 ff.
3706 Dannecker/Biermann in: Immenga/Mestmäcker, Vorbemerkungen zu Art. 23 f. 1/2003: Unions-

rechtliche Geldbußen und Zwangsgelder Rn. 87.
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